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Syrien. Nach mehr als zwei Jahren Bürgerkrieg liegt die syrische Wirtschaft 
am Boden. Die Kosten des Kriegs übersteigen längst die jährliche Wirtschafts-
leistung des Landes, Millionen Menschen fliehen ins Ausland. Es wird Jahrzehnte 
dauern, bis sich das Land von den ökonomischen Schäden des Kriegs erholt.

zu schaffen, sodass Spannungen zu-
nächst ausblieben.

Das änderte sich im März 2011 
schlagartig. Was zunächst als relativ 
harmlose Demonstration begann – 
die Menschen forderten bessere wirt-
schaftliche Verhältnisse, weniger 
Korruption und die Beschränkung 
der Macht der Geheimdienste –, hat 
sich nach der brutalen militärischen 

Reaktion des Regimes innerhalb von 
wenigen Monaten zu einem Bürger-
krieg entwickelt. Inzwischen zählt 
Syrien mehr als 100.000 Opfer. Und 
auch die sozioökonomischen Folgen 
des Kriegs sind für das Land immens 
(Grafik Seite 2):

Fast 60 Prozent der Syrer leben 
heute in Armut – doppelt so viele wie 
vor dem Bürgerkrieg.

Während das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) Syriens in den zehn Jah-
ren vor dem Krieg um real jahres-
durchschnittlich knapp 5 Prozent 
gestiegen war, schrumpfte die Wirt-
schaftsleistung – so schätzt das un-
abhängige Syrische Zentrum für 
Politikforschung – allein im vergan-
genen Jahr um nahezu 30 Prozent.

Um die bisherigen ökonomischen 
Verluste durch den Bürgerkrieg aus-
zugleichen, müsste die syrische Wirt-
schaft 30 Jahre lang um durchschnitt-
lich 5 Prozent wachsen.

Mittlerweile ist ein großer Teil der 
Infrastruktur Syriens zerstört und 
viele Unternehmen haben ihre Pro-
duktion nach Ägypten oder in die 
Türkei verlagert. Die Industrie 

Bundestagswahl 2013. Der  
Direktor des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln, Michael 
Hüther, benennt in seiner Wahl-
analyse die Aufgaben der künfti-
gen Bundesregierung.
Seite 3

Gerechtigkeit. Im 28-Länder-
Vergleich landet Deutschland 
gemeinsam mit den Niederlan-
den beim Internationalen Ge-
rechtigkeitsindex des IW Köln 
auf dem siebten Platz.
Seite 4-5

Industrielle Standortqualität. 
Im Baltikum haben sich die Rah-
menbedingungen für Unterneh-
men seit 1995 am stärksten ver-
bessert. Deutschland schneidet 
beim Niveauvergleich gut ab.
Seite 6-7

Lohnpolitische Koordinie-
rung. Die EU-Kommission will 
die Entwicklung der Lohnstück-
kosten deckeln. Sie sollen  
binnen drei Jahren nicht um 
mehr als 9 Prozent steigen.
Seite 8

Schon vor Beginn des Bürger-
kriegs galten fast 30 Prozent der gut 
21 Millionen Syrer als arm, die Mit-
telschicht ist in der 13-jährigen 
Amtszeit von Präsident Baschar al-
Assad deutlich geschrumpft. Doch 
seinem Regime war es immerhin 
gelungen, eine gewisse Balance zwi-
schen den verschiedenen sozialen, 
ethnischen und religiösen Gruppen 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Quellen: German Trade & Invest, Eurostat

Deutsch-syrischer Handel
bricht zusammen
in Milliarden Euro
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92 Prozent Erdöl und
Erdölerzeugnisse

darunter:

23
Prozent

Maschinen

17
Prozent

Chemische Erzeugnisse

16
Prozent

Autos und Kfz-Teile

2010 2012 2010 2012

0,7

0,2

1,2

0,1

Deutsche Exporte
nach Syrien

Deutsche Importe
aus Syrien

Ein Land zerstört sich selbst
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Die Bundesrepublik war 2010 mit 
13 Prozent nach Italien das zweit-
wichtigste Abnehmerland für sy-
rische Produkte und importierte 
hauptsächlich Erdöl und Erdöler-
zeugnisse. Umgekehrt kamen mehr 
als 4 Prozent der syrischen Importe 
aus Deutschland – darunter vor 
allem Maschinen, chemische Er-
zeugnisse, Autos und Kfz-Teile.

Das Syrische Zentrum für Politik-
forschung in Damaskus schätzt die 
Kosten des Bürgerkriegs für die ge-
samte Wirtschaft Syriens bis zum 
ersten Quartal 2013 auf umgerech-
net mehr als 80 Milliarden Dollar. 
Damit entsprechen die Kosten fast 
dem Anderthalbfachen des syrischen 
BIP im Jahr 2010.

port von Rohöl und Erdölerzeugnis-
sen aus Syrien sowie den Export von 
Schlüsseltechnologien, die zur Er-
kundung oder Förderung von Erdöl 
und Erdgas oder zum Bau von 
Kraftwerken zur Stromgewinnung 
verwendet werden können. Das Ziel 
ist, die finanziellen und materiellen 
Ressourcen der syrischen Regierung 
einzuschränken.

Aufgrund dieser EU-Verord-
nungen ist zwangsläufig auch der 
Handel zwischen Deutschland und 
Syrien eingebrochen (Grafik Seite 1):

Der Wert der deutschen Importe 
aus Syrien sank binnen zwei Jahren 
um 90 Prozent, die deutschen Exporte 
nach Syrien gingen um etwa 70 Pro-
zent zurück.

ist allein im vergangenen Jahr 
um 70 Prozent geschrumpft. Auch 
die Investitionen sind zwischen 2010 
und 2012 um mehr als die Hälfte 
zurückgegangen, das Gros der Ma-
schinen und Anlagen ist zerstört 
worden oder steht ungenutzt herum.

Angesichts des Ausmaßes an Zer-
störung ist es kein Wunder, dass die 
syrische Wirtschaft in veraltete 
Strukturen zurückfällt: Der Anteil 
der Landwirtschaft ist innerhalb von 
gerade einmal zwei Jahren von 17 
auf 27 Prozent gestiegen.

Auch der internationale Handel 
Syriens ist drastisch zurückgegan-
gen. Sowohl die Exporte als auch die 
Importe des Landes sind zwischen 
2010 und 2012 um jeweils mehr als 
die Hälfte eingebrochen. Wichtige 
Handelspartner haben in vielen Be-
reichen Lieferstopps ausgerufen – 
darunter auch die Türkei, die vor der 
Krise mit einem Anteil von nahezu 
10 Prozent der größte Lieferant Sy-
riens war.

Auch die EU hat „angesichts der 
fortwährenden gewaltsamen Repres-
sionen und Menschenrechtsverstöße 
der syrischen Regierung“ eine Reihe 
von Sanktionen verhängt. So verbie-
tet Europa unter anderem den Im-
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Ölproduktion: 2010 Daten für 2008, 2013 Daten für 2012; Inflationsrate 2013: Veränderungsrate vom Beginn der Krise bis März 2013
Quellen: IWF, Syrisches Zentrum für Politikforschung, Internationale Energieagentur

Syrien: Die zerstörerische Wirkung des Bürgerkriegs
Vor dem Krieg (2010) Aktuell (1. Quartal 2013)

In Armut lebende
Bevölkerung in Millionen

Ölproduktion
in Barrel pro Tag

Arbeitslosenquote
in Prozent

Investitionen
in Milliarden Syrische Lira

Exporte
in Milliarden Syrische Lira

Reales Bruttoinlandsprodukt
Veränderung gegenüber Vorjahr
in Prozent

Staatsverschuldung
in Prozent des BIP

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr
in Prozent
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Die jüngere Geschichte Syriens
Nachdem Hafis al-Assad im Jahr 1970 durch einen Putsch erst Premierminister und ein 
Jahr später auch Staatspräsident geworden war, formte er aus Syrien einen sozialis-
tischen Staat mit Planwirtschaft. Die Regierung kontrollierte viele Preise und subventio-
nierte Grundnahrungsmittel sowie andere Güter des täglichen Bedarfs. Der private Sektor 
verfiel und ein großer Teil des Kapitals verließ das Land. Ende der 1980er Jahre begann 
Syrien zwar, seine Märkte zu öffnen, der Prozess verlief aber sehr schleppend.  
Als Hafis al-Assad im Jahr 2000 starb, kam sein Sohn Baschar al-Assad an die Macht. Er 
versprach Wirtschaftsreformen, Korruptionsbekämpfung und politischen Pluralismus – 
doch die angekündigte Liberalisierung geriet schnell ins Stocken. Stattdessen breiteten 
sich Korruption und politische Unterdrückung immer weiter aus und die Einkommensun-
terschiede zwischen Stadt und Land sowie zwischen Arm und Reich nahmen erheblich zu.



Die erste wirtschaftspolitische Bot-
schaft der Wahl lautet: Der Kurs der 
Bundesregierung für eine konstruktive 
Strategie in Europa zur Bewältigung 
der Staatsschuldenkrise ist bestätigt 
worden. Trotz der unerwartet vielen 
Stimmen für die Anti-Europa-Partei gilt, 
dass die überwältigende Mehrheit der 
Deutschen die Europapolitik der Regie-
rung Merkel trägt.
Auch wer von den Partnern in der 
Europäischen Währungsunion darauf 
hoffte, dass durch einen Regierungs-
wechsel hin zum linken politischen 
Spektrum ein Strategiewechsel zu einer 
laxen Finanzpolitik möglich wäre, der 
sollte grundlegend ernüchtert sein. Die 
Wähler schreiben den Krisenländern 
ins Stammbuch, dass sie zunächst zu 
Hause die Probleme lösen müssen und 
dann erst mit Unterstützung ihrer Part-
ner rechnen können.

Die zweite Botschaft lautet: Alle 
Parteien, die Steuererhöhungen an-
gekündigt haben, sind vom Wähler 
abgestraft worden. Die Grünen sowie 
die Linke haben stark an Zustimmung 
verloren und die SPD ist aus dem 
25-Prozent-Loch kaum herausge-
kommen. Die Wähler erkennen sehr 
deutlich, was Steuererhöhungen an 
Verunsicherung auslösen. Die künf- 
tige Bundesregierung kommt an die- 
sem Votum nicht vorbei. Das stärkt den 
Wirtschaftsstandort Deutschland.

Nach der Krisenpolitik der jetzt en-
denden Legislaturperiode ist nun alle 

Aufmerksamkeit auf das Geschäftsmo-
dell Deutschland zu richten. Die Baustel-
len sind eindeutig markiert: Die Investi-
tionen schwächeln und angesichts des 
demografischen Wandels – Alterung und 
schrumpfende Bevölkerung – bestehen 
nur begrenzte Aussichten auf ein dyna-
misches Wachstum. Deshalb muss alles 
getan werden, was die Produktivität 
erhöht und das Arbeitsvolumen steigert.

Zur Produktivitätssteigerung ist etwa 
in puncto Bildungsinvestitionen in der 
vergangenen Dekade schon viel gesche-
hen. Schulen und Universitäten müssen 
jedoch weiterhin angemessen finanziert 
werden. Gleichzeitig müssen die Bedin-
gungen für Forschung und Entwicklung 
durch eine allgemeine steuerliche För-
derung verbessert werden.
Darüber hinaus sollte die Infrastruktur 
gestärkt werden. Dabei ist auch eine 
Finanzierungsbeteiligung der Nutzer 
akzeptabel, wenn die Mittel zum Bei-
spiel verlässlich in den Verkehrshaushalt 
fließen.
Zur Ausweitung des Arbeitsvolumens 
sind längere Lebensarbeits- und Jah-
resarbeitszeiten, aber auch höhere 
Erwerbsquoten und eine gesteuerte 
Zuwanderung erforderlich. Die Regie-
rung wird auch daran arbeiten müssen, 
Europa in den nächsten Jahren weiter-
zuentwickeln. Die Frage lautet: Welche 
Kompetenzen gehören auf die europä-
ische Ebene und welche nicht? Das Sub-
sidiaritätsprinzip darf nicht auf den Kopf 
gestellt werden – Brüssel darf sich nicht 
immer weitere Eingriffsrechte sichern.
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„Für Europa, gegen Steuererhöhungen!“
Bundestagswahl 2013. Welche wirtschaftspolitischen Botschaften lassen 
sich aus dem Wahlergebnis ableiten, auch wenn noch Unklarheit über 
die konkrete Zusammensetzung der Regierung besteht? Die Antwort 
auf diese Frage gibt Professor Michael Hüther, Direktor des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln (IW).

„Die überwälti-
gende Mehrheit der 
Deutschen trägt die 
Europapolitik der   
Regierung Merkel“,
konstatiert IW-Direk-
tor Michael Hüther 
nach der Bundes-
tagswahl. 

Steuererhöhungen abgewählt

Was ist zu tun?

Mehr Geld für die Bildung
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te haben mittlerweile deutlich besse­
re Chancen, auf dem Arbeitsmarkt 
unterzukommen.

Der Gerechtigkeitsindex

Das Institut der deutschen Wirt­
schaft Köln (IW) hat, um der gefühl­
ten Gerechtigkeit eine möglichst 
objektive Gerechtigkeitsmessung 

Gefühlte Gerechtigkeit

Sowohl in Bevölkerungsumfragen 
als auch in Umfragen unter Politi­
kern wird – national wie internatio­
nal – die Chancengerechtigkeit als 
besonders wichtig genannt. Die neu­
este Bevölkerungsbefragung des In­
stituts für Demoskopie Allensbach 
zum Thema bestätigt, dass die Deut­
schen gleich gute Chancen für be­
sonders wichtig halten (Grafik):

Für 90 Prozent der Befragten ist 
die Chancengerechtigkeit die zentra-
le Gerechtigkeitsdimension, gefolgt 
von der Bedarfsgerechtigkeit (77 Pro-
zent) und der Leistungsgerechtigkeit 
(70 Prozent).

Die gleichmäßige Verteilung der 
Einkommen steht dagegen an letzter 
Stelle (53 Prozent).

Gut 46 Prozent der deutschen Be­
völkerung sind im Übrigen der An­
sicht, dass auch Arbeiterkinder gute 
oder sogar sehr gute Aufstiegschan­
cen haben. Die Chancengerechtigkeit 
wird allerdings im Bildungsbereich 
(40 Prozent) als besser wahrgenom­
men als auf dem Arbeitsmarkt (23 
Prozent). Mehr als 35 Prozent bekla­
gen, die Chancengerechtigkeit am 
Arbeitsmarkt habe abgenommen, in 
Bezug auf das Bildungssystem mei­
nen dies nur 27 Prozent.

Dieses Ergebnis ist erstaunlich, da 
die generelle Arbeitslosigkeit und 
vor allem die Jugendarbeitslosigkeit 
in den vergangenen Jahren drastisch 
gesunken sind. Geringer Qualifizier­

Gerechtigkeit. Als geringfügig Beschäftigter bis zu 450 Euro monatlich in 
der Tasche haben oder als Arbeitsloser 382 Euro? Laut einer Umfrage des 
Instituts für Demoskopie Allensbach finden es mehr als drei Viertel der Deut-
schen ungerecht, wenn ein Arbeitsloser fast das Gleiche bekommt wie ein 
Geringverdiener. 

Sollen die Hartz-IV-Sätze erhöht 
werden oder wäre dann der Lohn-
abstand zu arbeitenden Menschen 
nicht mehr „gerecht“? Müssen Ma­
nager wirklich so hohe Bonuszah­
lungen für ihre Leistungen bekom­
men? Wird die Lücke zwischen Arm 
und Reich immer größer? Bei der 
Beantwortung dieser Fragen gibt es 
sehr verschiedene Vorstellungen da­
von, was gerecht ist. Generell lassen 
sich sechs Arten von Gerechtigkeit 
unterscheiden (Kasten).
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Alle Kinder haben
die gleichen Chancen 
auf eine gute
Schulbildung

Der Staat sorgt für
eine Grundsicherung,
damit niemand 
in Not gerät

Wer mehr leistet,
soll auch mehr
verdienen als
derjenige, der
weniger leistet

Bei politischen
Entscheidungen wird
keine Generation 
bevorzugt oder
benachteiligt

Der Staat muss durch
Steuern dafür sorgen,
dass die Einkommens-
unterschiede in der
Gesellschaft nicht
größer werden
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Befragung von 1.847 Bundesbürgern ab 16 Jahren 
im Dezember 2012
Quelle: Institut für Demoskopie
Allensbach

Was soziale Gerechtig-
keit bedeutet
So viel Prozent der Bundesbürger stimmten
folgenden Antworten auf die Frage
„Was ist soziale Gerechtigkeit?“ zu

90

77

70

59

53

Sechs Dimensionen von 
Gerechtigkeit
•	 Bedarfsgerechtigkeit. Das Existenz-
minimum eines jeden soll garantiert 
gedeckt sein. 
•	 Leistungsgerechtigkeit. Jeder Einzel-
ne soll in dem Maße vom gesellschaft-
lichen Wohlstand profitieren, in dem er 
dazu beigetragen hat. 
•	 Chancengerechtigkeit. Jedes Mitglied 
der Gesellschaft muss gerechte Chan-
cen auf Arbeit, Bildung und Aufstieg 
haben.  
•	 Einkommensgerechtigkeit. Der Wohl-
stand soll möglichst gleich verteilt sein. 
•	 Regelgerechtigkeit. Die Regeln des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens 
müssen für jeden gleichermaßen gelten 
und zudem transparent und nachvoll-
ziehbar gestaltet sein. 
•	 Generationengerechtigkeit. Künftige 
Generationen sollen gegenüber der 
heutigen Generation nicht durch po-
litische Entscheidungen benachteiligt 
werden.

Gefühlt oder gemessen



Die deutsche Bevölkerung fordert 
dabei keine radikalen staatlichen 
Eingriffe, auch wenn 70 Prozent der 
befragten Menschen der Ansicht 
sind, dass die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse in Deutschland nicht ge-
recht sind. Laut der Allensbach-
Umfrage wünschen sich die Men-
schen von der Politik vielmehr vor 
allem Verbesserungen bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
und der Qualität der Schulausbil-
dung (jeweils 70 Prozent). Den Aus-
bau der frühkindlichen Bildung und 
mehr Studienplätze fordert gut die 
Hälfte der Befragten. Eine Frauen-
quote für Spitzenpositionen halten 
dagegen weniger als 20 Prozent für 
wichtig.

gegenüberzustellen, einen Gerech-
tigkeitsindex erstellt, mit dem das 
Niveau verschiedener Länder gemes-
sen und verglichen werden kann.

Deutschland auf Platz 7

Im vergangenen Jahr belegte die 
Bundesrepublik mit 65 Punkten ge-
meinsam mit den Niederlanden 
Rang 7 und damit einen guten Platz 
im oberen Drittel (Grafik). An der 
Spitze des Rankings liegen die skan-
dinavischen Länder, dagegen sind 
Südeuropa und die USA eher auf 
den unteren Plätzen zu finden. In 
den einzelnen Ländern hat sich das 
Gesamtniveau der Gerechtigkeit seit 
dem Jahr 2000 meist nur wenig ge-
ändert.

Chancen woanders (noch) 
besser

In Sachen Chancengerechtigkeit 
hat sich Deutschland zwar deutlich 
verbessert, nämlich von Platz 24 im 
Jahr 2004 auf Platz 14 im Jahr 2012. 
Doch mit diesem Mittelfeldplatz 
kann Deutschland in dieser als sehr 
wichtig empfundenen Gerechtig-
keitsdimension nicht zufrieden sein. 
In der Hälfte der anderen Länder 
sind die Startchancen besser – ge-
messen unter anderem an den Indi-
katoren frühkindliche Bildung, Bil-
dungsinvestitionen und Arbeits-
marktlage. Auch wenn der Teilindex 
zur Chancengerechtigkeit durch die 
aktuell niedrige Arbeitslosigkeit in 
Deutschland einen positiven Trend 
zeigt, bleiben Reformen des Bil-
dungssystems und weitere Maßnah-
men zur Bekämpfung von Langzeit-
arbeitslosigkeit wichtige Aufgaben 
für die Politik.
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Werte der Einzelindikatoren zum Teil geschätzt
Ursprungsdaten: Eurobarome-
ter, Eurostat, Kaufmann et al.
(2012), OECD, Weltbank

Internationaler
Gerechtigkeitsindex
Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln
(IW) hat einen Index erstellt, der das Gerech-
tigkeitsniveau in 28 Ländern vergleichbar 
macht. Dazu wurden insgesamt 32 Einzel-
indikatoren herangezogen und so standardi-
siert, dass jeweils das Land mit dem besten
Originalwert 100 Punkte, das Land mit dem
schlechtesten Wert 0 Punkte erhielt. Dann
wurden die Indikatoren zu sechs Gerechtig-
keitsdimensionen zusammengefasst (Kasten
Seite 4) und aus deren Mittelwerten der
Gesamtindex gebildet.
Indexwert für das Jahr 2012 –
je höher der Wert, desto größer das Ausmaß
an Gerechtigkeit
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www.iwmedien.de/bookshop



Zudem haben sich die Bedin-
gungen in Deutschland seit Mitte 
der 1990er Jahre stärker verbessert 
als im Durchschnitt der Konkurrenz 
(Grafik):

Was die Dynamik der industriellen 
Standortqualität in den Jahren 1995 
bis 2010 angeht, landet Deutschland 
auf Platz 18 von 45 Ländern.

Damit liegt der Standort D deut-
lich vor anderen etablierten Indus-
trienationen wie Großbritannien 
oder den USA, die sich nur auf den 
Rängen 44 und 43 wiederfinden. 
Punkten konnte die Bundesrepublik 
unter anderem mit dem Abbau von 
Arbeitsmarkt- und Produktregulie-
rungen, einer verbesserten Kommu-
nikations-Infrastruktur und dem 
steigenden Bildungsniveau der Be-
völkerung.

An der Spitze des Dynamik-Ran-
kings stehen allerdings drei kleine 
und recht junge EU-Mitglieder:

In Estland, Lettland und Litauen 
hat sich die industrielle Standortqua-
lität von 1995 bis 2010 am stärksten 
verbessert.

Dabei schnitten die drei baltischen 
Staaten fast in sämtlichen Teilbe-
reichen des IW-Index überdurch-
schnittlich ab. In besonders hohem 
Maße profitierten sie von zuneh-
mend effizient handelnden Regie-
rungen, Verbesserungen in Sachen 
Wettbewerbsordnung, Rechtspre-
chung und Korruptionskontrolle 
sowie einem wirtschaftlicheren Ein-
satz von Energierohstoffen.

Im Niveauvergleich der Standort-
qualität erzielen die Balten zwar ein 
nicht ganz so gutes Ergebnis wie bei 
der Dynamik, können sich aber im-
merhin im hinteren Mittelfeld auf 

deutschen Wirtschaft Köln (IW) zur 
Messung der industriellen Standort-
qualität entwickelt hat. Demnach 
erreicht Deutschland im Ranking für 
das Jahr 2010 – dies ist der aktuellste 
Stand – einen guten fünften Platz 
von 45 Industriestandorten (vgl. iwd 
43/2012).

Industrielle Standortqualität. Die Produktionsbedingungen für das Verar-
beitende Gewerbe haben sich in Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre 
besser entwickelt als im Durchschnitt wichtiger Konkurrenzländer. Einige 
Volkswirtschaften konnten ihre Standortqualität allerdings noch deutlich stär-
ker steigern – wobei nicht etwa China, sondern die baltischen Staaten am 
meisten Tempo machten. 

Marode Straßen und Brücken 
und kräftig steigende Energiekosten: 
Die Debatte um den Standort 
Deutschland läuft gerade wieder auf 
Hochtouren. Bei allen Problemen 
sind die Rahmenbedingungen insge-
samt aber keineswegs schlecht. Dies 
zeigt der Index, den das Institut der 
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Deutschland auf gutem Kurs
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult

Industriestandorte: Balten holen auf
Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln hat einen Index entwickelt,
um die industrielle Standortqualität und deren Veränderung in 45 Ländern
zu messen. Dazu wurden insgesamt 58 Indikatoren herangezogen – unter
anderem aus den Bereichen Regulierung, Infrastruktur, Humankapital,
Innovationen und Kosten.

Estland

Lettland

Litauen

Südkorea
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Rang der
industriellen

Standortqualität
im Jahr 2010
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So hat sich die
industrielle Stand-
ortqualität von 1995
bis 2010 verändert,
Durchschnitt aller
Länder = 100



in einigen Bereichen große Fort-
schritte erzielen – etwa bei den Pro-
duktionskosten sowie im Bildungs-
bereich. Dagegen kamen die Verbes-
serung des staatlichen Ordnungsrah-
mens sowie der Ausbau der Infra-
struktur deutlich schleppender vo-
ran als in den meisten anderen 
Ländern.

den Rängen 25, 29 und 33 platzieren. 
Damit befinden sie sich in promi-
nenter Gesellschaft, schneidet China 
mit Platz 31 im Niveauvergleich 
doch ähnlich ab. Ein wenig überra-
schen mag es, dass das aufstrebende 
Reich der Mitte in Sachen Standort-
dynamik „nur“ Rang sieben belegt. 
Doch die Chinesen konnten eben nur 
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Die von der Euro-Schuldenkrise gebeutelten Länder kommen 
wirtschaftlich nur langsam auf die Beine. Das liegt nicht zuletzt 
an ihren erheblichen strukturellen Schwächen, die sich auch im 
IW-Index zur industriellen Standortqualität niederschlagen. Aller-
dings sind die Baustellen nicht überall gleichermaßen groß: 
Irland bot der Industrie im Jahr 2010 sogar relativ gute Bedin-
gungen, vor allem aufgrund des stabilen staatlichen Ordnungs-
rahmens. Allerdings hat sich die Standortqualität seit 1995 

schlechter entwickelt als anderswo. Besonders negativ schlagen 
die gestiegenen Arbeitskosten zu Buche. 
Spanien dagegen erzielte zuletzt eine leicht unterdurchschnitt-
liche Standortbewertung, wobei sich auch das hohe Kosten-
niveau negativ auswirkte. Allerdings war Spanien das einzige 
Krisenland mit einer vergleichsweise hohen Dynamik – insbeson-
dere im Bereich Bildung und Innovationen verbesserten sich die 
Standortindikatoren deutlich. 

Portugal konnte bei der Entwick-
lung der Standortqualität in etwa mit 
dem Durchschnitt der Konkurrenz 
mithalten. Einige schwerwiegende 
Defizite gibt es aber weiterhin – vor 
allem im Bildungs- und Innovations-
bereich sowie im Unternehmenssek-
tor, dem es unter anderem an der 
nötigen Kundenorientierung fehlt. 
Italien ist seit Mitte der 1990er 
Jahre sogar noch weiter hinter die 
übrigen Industrieländer zurückgefal-
len, vor allem hinsichtlich der Kos-
tensituation. Darüber hinaus hapert 
es aber auch erheblich in Sachen 
Regulierung und Bürokratie sowie im 
Bildungswesen. 
Griechenland kann zwar eine 
durchschnittliche Standortentwick-
lung vorweisen, bildet aber den-
noch von den Euro-Krisenstaaten 
im aktuellen Niveauvergleich das 
Schlusslicht. Niedrige Indexwerte er-
zielt das Land insbesondere bei den 
staatlichen Rahmenbedingungen 
sowie im Unternehmensbereich, wo 
die fehlende Kundenorientierung zu 
den Minuspunkten zählt. ©
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Quellen: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult

Die Standortqualität der Krisenländer
Der vom Institut der deutschen Wirtschaft Köln entwickelte Index zur Messung der industriellen
Standortqualität weist für die von der Euro-Schuldenkrise betroffenen Länder die folgenden
Rangplätze und Indexwerte aus

Irland

Spanien

Portugal

Italien

Griechenland

zum Vergleich:
Deutschland

Rang
Industrielle Standortqualität im Jahr 2010

Durchschnitt aller 45 verglichenen Länder = 100
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Spanien

Griechenland

Portugal

Irland

Italien

zum Vergleich:
Deutschland

Rang
Veränderung der industriellen Standortqualität von 1995 bis 2010

Durchschnitt aller 45 verglichenen Länder = 100
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Versandkostenfreie Bestellung unter:
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Fragwürdiges Konzept

Lohnpolitische Koordinierung. Die 
Europäische Kommission möchte Tarif-
abschlüsse stärker koordinieren, indem 
sie zum Beispiel Obergrenzen für die 
Entwicklung der Lohnstückkosten vor-
gibt. Ein solches Vorhaben ist ökono-
misch und verfassungsrechtlich heikel.

Die Lohnstückkosten haben sich 
in den EU-Ländern seit Beginn der 
Währungsunion sehr unterschiedlich 
entwickelt (Grafik). Vor allem die 
südeuropäischen Länder haben 
durch außergewöhnlich hohe Lohn-
zuwächse an Wettbewerbsfähigkeit 
eingebüßt – ein wesentlicher Grund 
für die Probleme der Eurozone.

Um das Risiko weiterer Krisen zu 
minimieren, überwachen EU-Kom-
mission und EU-Ministerrat die no-
minale Lohnstückkostenentwick-
lung in den EU-Staaten neuerdings 
im Rahmen eines „Scoreboards“ 
(Anzeigetafel). Ziel ist es, Fehlent-
wicklungen frühzeitig zu erkennen. 
Gleichzeitig legt das Überwachungs-

verfahren eine Obergrenze fest: Die 
Lohnstückkosten in den einzelnen 
EU-Ländern dürfen nach EU-Vor-
stellungen innerhalb von drei Jahren 
um maximal 9 Prozent steigen. Wird 
dagegen verstoßen, drohen im Ex-
tremfall finanzielle Sanktionen.

Eine Sanktionierung von Tarifab-
schlüssen würde in Deutschland tief 
in die Tarifautonomie eingreifen und 
erhebliche verfassungsrechtliche Fra-
gen aufwerfen.

Darüber hinaus bestehen Zweifel, 
ob eine koordinierte Lohnpolitik auf 
EU-Ebene ökonomisch sinnvoll ist. 
Zunächst ist unklar, was damit er-
reicht werden soll. Verschiedentlich 
wird gefordert, Deutschland müsse 
seine Löhne stärker erhöhen als das 
Ausland, damit andere an Wettbe-
werbsfähigkeit gewinnen. Das Er-
gebnis wäre, dass hierzulande Ar-
beitsplätze verloren gehen. Außen-
wirtschaftliche Ziele können also mit 
binnenwirtschaftlichen Zielen in 
Konflikt geraten.

Dabei zeigen gerade die deutschen 
Erfahrungen, dass sich mit einer 
langfristigen und beschäftigungs-
freundlichen – weil produktivitäts
orientierten – Lohnpolitik beide 
Ziele erreichen lassen: Durch maß-
volle Lohnabschlüsse werden Job
effekte und damit auch Kaufkraft-
wirkungen angestoßen, also Wachs-
tumsimpulse ausgelöst. Je mehr 

Länder diesem Weg folgen, desto 
eher verbessert sich auch die Wett-
bewerbsfähigkeit der Eurozone ge-
genüber anderen Währungsräumen.

Die einheitliche Vorgabe eines 
Lohnstückkostenanstiegs ist ökono-
misch auch deshalb unsinnig, weil 
sie die unterschiedlichen Ausgangs-
positionen der Länder nicht berück-
sichtigt. Jene mit hoher Arbeitslo-
sigkeit und Leistungsbilanzdefiziten 
dürften diesen Spielraum streng 
genommen gar nicht ausschöpfen.
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Lohnstückkosten: Arbeitskosten
im Verhältnis zur Produktivität
Quelle: IW-Berechnungen

Lohnstückkosten in 
der EU: Große Spanne
Um so viel Prozent stiegen die Lohnstückkos-
ten im Verarbeitenden Gewerbe in den Jahren
1999 bis 2011 stärker als in Deutschland
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